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Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu den o. g. Gesetzen eine Stellungnahme abzu-
geben.  
 
Im Hinblick auf die Personalausstattung der Landesverwaltung verweisen wir auf die 
Stellungnahme von Herrn Staude, Vorsitzender des DBB NRW.  
 
Daneben ist die komba gewerkschaft der Auffassung, dass eine weitere Stärkung der 
Justiz durch zusätzliches, qualifiziertes Personal erforderlich ist. Die komba gewerk-
schaft hat gemeinsam mit der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung eine Studie  
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zur Gewalt gegen Kommunalbeschäftigte durchgeführt, die vom Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung gefördert wurde.  
 
Hierbei ist deutlich geworden, dass die Justiz vielfach in der Vergangenheit personell 
unterbesetzt und nicht in der Lage war, Gewalt gegen Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes in der rechtlich notwendigen Form zu verfolgen. 
 
Als Gewerkschaft, die schwerpunktmäßig Beschäftigte des kommunalen Dienstens or-
ganisiert, möchten wir ergänzend einige generelle Anmerkungen und Hinweise zum 
Haushaltsgesetz 2020 geben, da sich aus dem Gesetz auch unmittelbare Folgen für 
das Personal der Kommunen ergeben.  
 
Aus unserer Sicht ist es zu kritisieren, dass auch in dem aktuellen Haushaltsgesetz kei-
ne ausreichenden Ansatzpunkte erkennbar sind für eine dauerhafte Sanierung der 
Kommunalfinanzen. 
 
Die stabile Konjunktur führt zu guten Steuereinnahmen für die Kommunen. Allerdings 
stehen den Einnahmen weiter steigende Ausgaben, insbesondere im Sozialbereich, 
gegenüber.  
 
Bei den kreisangehörigen Kommunen sind nur ca. 1/3 der Kommunen in der Lage, den 
gesetzlich geförderten Normalfall des strukturell ausgeglichenen Haushalts zu errei-
chen.  
 
Diese finanzielle Situation führt dazu, dass die Kommunen vielfach nicht in der Lage 
sind, das für die Aufgabenerfüllung notwendige Personal zu gewinnen und zu halten. 
Bekanntlich führt die demografische Situation dazu, dass es immer schwieriger wird, 
junge Menschen für den öffentlichen Dienst zu gewinnen. Bei der Auswahl des Arbeit-
gebers sind freiwillige Zusatzleistungen wie z. B. Jobticket, Gesundheitsvorsorge, Kin-
derbetreuung usw. von großer Bedeutung. Kommunen, die verpflichtet sind, ein Haus-
haltssicherungskonzept aufzustellen, können solche Angebote nicht machen. 
 
Aus unserer Sicht muss bei der Ausgestaltung des kommunalen Finanzausgleichs 
nachgesteuert und der Stärkungspakt Stadtfinanzen weiterentwickelt werden.  
 
Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
mit ausreichendem, qualifiziertem Personal ausgestattet werden in ihrer Rolle als unmit-
telbarer Dienstleister gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern.  

Mit freundlichen Grüßen 

 
Andreas Hemsing 
Landesvorsitzender 
 


